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In Ergänzung der Planzeichnung wird gemäß Baugesetzbuch (BauGB) und Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie 

gemäß Landesbauordnung (LBO), jeweils in der derzeit gültigen Fassung, festgesetzt: 

A.  Planungsrechtliche Festsetzungen   
(§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. BauNVO) 

 Sonstiges Sondergebiet 

(§ 11 BauNVO) 

1.1.1 Sondergebiet großflächiger Einzelhandel SO1  

  (§ 11 (3) BauNVO) 

Das Sondergebiet großflächiger Einzelhandel SO1 dient der Unterbringung von großflächigen Möbeleinzelhan-

delsbetrieben mit den dazugehörigen Ausstellungs-, Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen sowie Restaurant und 

Kundenparkplatz.  

Zulässig ist eine Gesamtverkaufsfläche von maximal 27.700 qm. Innerhalb der maximal zulässigen Gesamtver-

kaufsfläche werden die Sortimente wie folgt begrenzt: 

− Möbel auf einer Verkaufsfläche von maximal 25.000 qm, 

− nicht-zentrenrelevante Ergänzungssortimente auf einer Verkaufsfläche von maximal 1.900 qm, 

− zentrenrelevante Randsortimente auf einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm. 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 

Möbeleinzelhandel zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, können 

ausnahmsweise zugelassen werden. 

1.1.2  Sondergebiet großflächiger Möbeleinzelhandel SO2 

  (§ 11 (3) BauNVO) 

Das Sondergebiet großflächiger Einzelhandel SO2 dient der Unterbringung von großflächigen Möbeleinzel-

handelsbetrieben mit den dazugehörigen Ausstellungs-, Verkaufs-, Büro- und Lagerflächen sowie Kunden-

parkplatz.   

Zulässig ist eine Gesamtverkaufsfläche von maximal 6.500 qm. Innerhalb der maximal zulässigen Gesamtver-

kaufsfläche werden die Sortimente wie folgt begrenzt: 

− Möbel auf einer Verkaufsfläche von maximal 5.025 qm, 

− nicht-zentrenrelevante Ergänzungssortimente auf einer Verkaufsfläche von maximal 675 qm 

− zentrenrelevante Randsortimente auf einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm.  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 

Möbeleinzelhandel zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, können 

ausnahmsweise zugelassen werden. 

Randsortimente sind nur solche Warengruppen, die einem bestimmten Kernsortiment als Hauptsortiment 
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sachlich zugeordnet und hinsichtlich des Angebotsumfangs deutlich untergeordnet sind.  

2. Maß der Nutzung 
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch Planeintrag als Grundflächenzahl (GRZ), Geschossflächenzahl (GFZ), 

Höhe der baulichen Anlagen (HbA) und Zahl der Vollgeschosse (Z)  jeweils als Höchstmaß festgesetzt.  

 Grundflächenzahl (GRZ) 

Es gilt die in der Planzeichnung eingetragene Grundflächenzahl. Diese darf durch die Grundflächen der in § 19 
Abs. 4 BauNVO bezeichneten Zubehöranlagen bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden. 

 Geschossflächenzahl (GFZ) 

Es gilt die in der Planzeichnung eingetragene Geschossflächenzahl.   

 Höhe der baulichen Anlage (HbA)  

Maßgebend ist die Eintragung der Höhe der baulichen Anlagen als Höchstmaß in der Planzeichnung.  

Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen liegt bei 360 m ü NN.  

Der obere Höhenbezugspunkt ergibt sich aus der Oberkante Attika.  

 Zahl der Vollgeschosse 

Es gilt die in der Planzeichnung eingetragene Zahl der Vollgeschosse. 

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO) 

3.1 Die Bauweise ist durch Planeinschrieb als abweichende Bauweise festgesetzt. 

In der abweichenden Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand, jedoch ohne Längenbe-

schränkung zugelassen. 

3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch festgesetzte Baugrenzen in der Planzeichnung bestimmt. 

Die Vorschriften der Landesbauordnung, insbesondere zu den einzuhaltenden Abstandsflächen und Abständen 

gemäß § 5 LBO Baden-Württemberg bleiben hierbei unberührt. 

Gemäß § 5 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 LBO dürfen die Baugrenzen mit Vorbauten überschritten werden, wenn sie nicht 

breiter als 5 m sind und nicht mehr als 1,50 m vortreten und von Nachbargrenzen mind. 2 m entfernt bleiben.  

4. Mindestgrundstücksgröße 
(§ 9 (1) Nr. 3 BauGB) 

Die Größe der Grundstücke darf 31.700 qm im SO1 und 12.900 qm im SO 2 nicht unterschreiten. 
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5. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 und 14 BauNVO) 

5.1 Nebenanlagen, insbesondere Zufahrten, Rampen und Treppenanlagen zu Gebäuden und Tiefgaragen sowie 

Aufschüttungen oder Abgrabungen können auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen 

werden. 

5.2 Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder sind sowohl innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche als 

auch auf den als Tiefgarage ausgewiesenen Flächen zulässig.  

6. Verkehrsflächen – Anschluss an die öffentliche Verkehrsfläche 
(§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 

Außerhalb des zeichnerisch festgesetzten Bereichs für Ein- und Ausfahrt sind keine Ein- und Ausfahrten zuläs-

sig. 

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft(§ 9 (1) Nr. 

20 BauGB) 

7.1 Wasserdurchlässige Beläge bei nicht unterbauten Stellplätzen (VM 1) 

Der nicht unterbaute Teil der Stellplatzanlage ist mit Ausnahme der Fahrgassen mit wasserdurchlässigen Belä-

gen zu befestigen, sofern die Untere Wasserbehörde aus Gründen des Grundwasserschutzes keine gegentei-

lige Auffassung vertritt. Der Erhalt der Durchlässigkeit der Beläge ist dauerhaft zu gewährleisten. 

7.2 Verbot von „Schottergärten“ (VM 2) 

 

Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen bedeckte 

Flächen, in welcher diese (Steine, Kies, Schotter oder sonstige vergleichbare lose Materialschüttungen) das 

hauptsächliche Gestaltungsmittel sind und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen (Schottergär-

ten), sind unzulässig. 

7.3 Natürliche Versickerung von Wasser aus Niederschlägen 

Niederschlagswasser ist ortsnah zu versickern, verdunsten, verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation 

ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch 

sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Können diese 

Maßnahmen nachweislich nicht umgesetzt werden, ist das Niederschlagswasser einem Zwischenspeicher 

(z.B. Zisternen, Retentionsmulde) zuzuführen.  

Gesammeltes Wasser, das keiner Nutzung zukommt, ist gedrosselt abzuleiten. Eine direkte Einleitung in ein 

Gewässer ist der Einleitung in einen Abwasserkanal vorzuziehen, sofern nicht wasserrechtliche Belange ent-

gegenstehen. 

Im Zuge der Entwässerungsgenehmigung wird festgelegt, in welchem Umfang die Drosselung des Nieder-

schlagswasserabflusses für jedes Grundstück zu erfolgen hat. Die jeweiligen Maßnahmen sind frühzeitig mit 

dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung Pforzheim abzustimmen.  



Stadt Pforzheim | Textliche Festsetzungen: BP „Obsthof II, 1.Änderung“  6 

8 Leitungsrecht 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der Entsorgungsträger, unterirdische Entsorgungsanla-

gen herzustellen und zu unterhalten. 

9 Anpflanzen, Unterhalten von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Alle festgesetzten Bäume, Sträucher und sonstigen Bepflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen 

und bei Verlust durch entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. Die Pflanzen sind spätestens 1 Jahr nach Be-

zugsfertigkeit durchzuführen. 

Nach dem Bebauungsplan zulässige Baumaßnahmen im Wurzel- oder Kronenbereich der zu erhaltenden 

Bäume sind nur gestattet, wenn im Vorfeld fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass der betroffene Baum 

hierdurch keine Schädigung erleidet. Bei Baumaßnahmen sind die Bäume sach- und fachgerecht gemäß DIN 

18920 vor schädigenden Einflüssen zu schützen. Die zu treffenden Schutzmaßnahmen sind rechtzeitig mit der 

unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Die Begrünungsmaßnahmen sind spätestens 1 Jahr nach Bezugs-

fertigkeit durchzuführen.  

Zur Begrünung der Grundstücke können geeignete Pflanzenarten aus der Pflanzliste ausgewählt werden. Die 

Liste kann bei der unteren Baugenehmigungsbehörde sowie im Internet unter www.pforzheim.de/bepflan-

zung eingesehen werden. In Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde können weitere, darüber hin-

aus gehende Pflanzenarten ausgewählt werden.  

9.1 Flächen zum Erhalten und Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (Pfg 1) 

 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind von Bebau-

ung, Stellplätzen, Werbeanlagen und Oberflächenversiegelung freizuhalten. Die Pflanzgebotsflächen sind 

standortgerechten Einzelbäumen (Laubbäume) und flächendeckend mit Sträuchern zu begrünen und dauer-

haft zu unterhalten. Die Baumstandorte ergeben sich aus dem Freiflächengestaltungsplan zum Vorhaben- 

und Erschließungsplan; sie können in der Örtlichkeit bis zu 5 m verschoben werden.  

 

Im Bereich des Obsthofstollens an der Südwestgrenze des Plangebiets dürfen keine Bäume über dem tatsäch-

lichen Trassenverlauf (Breite des Stollens 4 m) des Stollens gepflanzt werden. Die vorhandene Gehölzpflan-

zung in diesem Bereich soll erhalten bleiben.  

9.2 Fläche zum Anpflanzen von Bäumen (Pfg 2) 

Die in der Planzeichnung festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen ist von Bebauung, Stellplätzen, 

Werbeanlagen und Oberflächenversiegelung freizuhalten. Die Pflanzgebotsfläche ist mit standortgerechten 

Einzelbäumen (Laubbäume) zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. Die Baumstandorte ergeben sich aus 

dem Freiflächengestaltungsplan zum Vorhaben- und Erschließungsplan; sie können in der Örtlichkeit um bis 

zu 5 m verschoben werden.  

9.3 Begrünung der Grundstücksflächen (Pfg 3) 

20 % der Grundstücksflächen sind zu begrünen. Je angefangene 100 qm dieser nicht überbaubaren Grund-

stücksflächen ist ein standortgerechter Laubbaum gemäß Pflanzliste zu pflanzen. Die Pflanzungen auf den 

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Flächen für das An-

pflanzen von Bäumen werden angerechnet. 

http://www.pforzheim.de/bepflanzung
http://www.pforzheim.de/bepflanzung
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9.4 Dachbegrünung (Pfg 4) 

Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung von 0° bis 10° sind mit mindestens 10-12 cm Sub-

strat in modulierter Weise zu bedecken und mindestens extensiv mit einer Sedum-Kräuter-Gesellschaft zu 

begrünen oder so auszuführen, dass nachweislich im Jahresmittel ein Abflussbeiwert des begrünten Daches 

von 0,4 erreicht wird. Dies gilt auch für die Dächer von Garagen und Nebenanlagen ab 20 qm.  

Davon ausgenommen sind Flächen für Dachterrassen und begehbare Flächen, die für die Wartung und Revi-

sion des Flachdachs oder technischer Anlagen erforderlich sind. Sie dürfen maximal 1/3 der Dachfläche ein-

nehmen. Eine Kombination von Dachbegrünung und Photovoltaikanlagen ist zulässig. Flächen unter Anlagen 

für Solarthermie und Photovoltaik sind so zu begrünen, dass es zu keiner Verschattung der Anlagen kommt.  

10 Allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen 
(§ 9 (2) BauGB i.V.m. § 12 (3a) BauGB) 

In Anwendung von § 9 Abs. 2 BauGB sind im Rahmen der allgemein festgesetzten Nutzungen nur 

solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsver-

trag unter Bezug auf den zugehörigen Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) verpflichtet hat. 
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Sortimentsliste für die Stadt Pforzheim 

Beschluss des Gemeinderates der Stadt Pforzheim am 10.10.2023  

 

zentrenrelevante Sortimente nahversorgungsrelevante Sorti-
mente* 

nicht zentrenrelevante Sorti-
mente** 

Augenoptik 

Bekleidung (ohne Sportbeklei-

dung)  

Bettwaren 

Bücher 

Einrichtungsbedarf (ohne Möbel) 

Bilder/ Poster/ Bilderrahmen/ 

Kunstgegenstände  

Elektrokleingeräte  

Glas/ Porzellan/ Keramik  

Haus-/ Bett-/ Tischwäsche Haus-

haltswaren (Hausrat) 

Kurzwaren, Handarbeitsbedarf 

Medizinische und orthopädische 

Geräte (inkl. Hörgeräte) 

Musikinstrumente und Musikalien 

Neue Medien/ Unterhaltungs-

elektronik 

Parfümerieartikel und Kosmetika 

Schuhe, Lederwahren 

Spielwaren (inkl. Hobbybedarf, 

Basteln)  

Sportartikel, Sportschuhe, Sport-

bekleidung 

(ohne Sportgroßgeräte)  

Uhren/ Schmuck  

Drogeriewaren (inkl. Wasch- und 
Putzmittel) 

Nahrungs- und Genussmittel (inkl. 
Reformwaren) 

Papier/ Büro- & Schreibwaren 

Pharmazeutische Artikel (Apo-
theke) 

(Schnitt-)Blumen 

Zeitungen/ Zeitschriften 

Baumarktsortiment i.e.S. 

Campingartikel (inkl. Campingmö-
bel) 

Elektrogroßgeräte 

Fahrräder und Zubehör 

Gardinen, Sicht-/ Sonnenschutz 

Gartenartikel (inkl. Pflanzen) 

Kfz-Zubehör (inkl. Motorrad-Zube-
hör)  

Kinderwagen 

Lampen, Leuchten 

Möbel (inkl. Matrazen, Gartenmö-
bel) 

Sportgroßgeräte 

Teppiche (Einzelware) 

Waffen/ Jagdbedarf/Angeln/ Reit-
bedarf 

Zoologischer Bedarf und lebendige 
Tiere, Tiernahrung 

Quelle: Darstellung Stadt + Handel: *gleichzeitig auch zentrenrelevant; **gleichzeitig auch nicht zentren- und nah-

versorgungsrelevant, erläuternd, aber nicht abschließend 
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B.  Örtliche Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Die Gestaltung richtet sich nach dem Vorhaben- und Erschließungsplan und den Vereinbarungen im Durch-

führungsvertrag.  
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C.  Nachrichtliche Übernahmen 
(§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb der Zone III B (weitere Schutzzone) der 

Wasserschutzgebietsverordnung "Bauschlotter Platte“ (WSG-Nr. 215205) der Stadt Bretten vom 

31.10.1992. Hieraus können sich Nutzungsbeschränkungen ergeben. 

  



 | 

 

 

 

Sofern das zur Errichtung geplante Gebäude größere Glasfassaden erhalten sollen, kann aufgrund von Durch-

sicht und Spiegelungen ein erhöhtes Vogelschlagrisiko bestehen. In diesem Fall sollten geeignete Schutzvor-

kehrungen getroffen werden. Dazu zählen u.a. die Verwendung reflexionsarmer Gläser, transluzenter Flächen 

und Glasbausteinen sowie der Aufdruck von Strukturen (s. VON LINDEINER et al. 2010, SCHMID et al. 2008). 

Bei der Anlage von Außenbeleuchtungen sollten gemäß dem Leitfaden zur Außenbeleuchtungsanlagen 

(SCHROER et al. 2019) nur Leuchtanlagen mit voll abgeschirmten Lampen (Full-Cut-Off Leuchten) verwendet 

werden. Außerdem sollten insektenfreundliche Leuchtmittel eingesetzt werden (ebd.).  
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http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
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